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Vor über 20 Jahren traten die ersten Unternehmen dem UN 
Global Compact bei [1]. Mittlerweile handelt es sich dabei 
um die weltweit größte und wichtigste Initiative für verant-

wortungsvolle Unternehmensführung. Die Vision des UN Global 
Compact ist eine inklusive und nachhaltige Weltwirtschaft auf der 
Grundlage seiner zehn universellen Prinzipien. Durch den Beitritt 
erklären sich die Unternehmen bereit, die zehn Prinzipien zu achten 
und über Fortschritte und Probleme bei der Umsetzung der Prinzi-
pien jährlich zu berichten. Da die Berichte auf freiwilliger Selbst-

auskunft beruhen und keiner Überprüfung unterliegen, wird die 
Ernsthaftigkeit dieser Berichterstattung angezweifelt.

2011 verabschiedete der UN-Menschenrechtsrat [2] Leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte (Leitprinzipien) [3], aus 
denen für die Mitgliedsstaaten die Verpflichtung erwuchs, die Ach-
tung der Menschenrechte entlang der Lieferketten von Unterneh-
men gesetzlich zu verankern und mit einer Berichtspflicht darüber 
zu belegen, wie sie diesen Verpflichtungen nachkommen. 

Die Leitprinzipien sind der Ausgangspunkt einer Vielzahl von 

Erweiterte Berichte,  
mehr Sorgfalt

Wie Unternehmen ihre Nachhaltigkeitsrisiken managen können

Unternehmen müssen künftig umfassender als bislang über die Auswirkungen und Risiken ihrer Geschäftstätigkeit be-
richten. Bei Nichteinhaltung der damit zusammenhängenden Sorgfaltspflichten können sie sanktioniert werden. Was 
Unternehmen bereits jetzt tun sollten, um weiterhin ein attraktiver Geschäftspartner zu bleiben.
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Gesetzen weltweit, mit denen die Gesetzgeber Unternehmen auf-
forderten, über Menschenrechtsverletzungen in ihren Lieferketten 
zu berichten. Das erste Gesetz dieser Art war 2012 der kalifornische 
„Transparency in Supply Chains Act“ [4], der wiederum 2015 die 
Blaupause für den englischen „Modern Slavery Act“ [5] war. 

Zugleich forderten sowohl die Vereinten Nationen [6] als auch 
die EU [7] ihre Mitglieder auf Nationale Aktionspläne (NAP) [8] zur 
Umsetzung der Leitprinzipien zu erlassen. Dieser Aufforderung 
sind 23 Staaten weltweit nachgekommen und habe Aktionspläne 
mit spezifischen Aufforderungen an die lokalen Unternehmen auf-
gestellt [9]. International agierende deutsche Unternehmen haben 
somit nicht nur den NAP der Bundesregierung zu beachten, son-
dern ggf. auch die NAPs der Länder, in denen sie mit Tochtergesell-
schaften präsent sind.

Waren die ersten Gesetze und die daraus resultierenden Ver-
pflichtungen noch relativ unverbindlich für Unternehmen, sind in 
den letzten Jahren weitere nationale Gesetze, 2017 in Frankreich 
[10] und 2019 in den Niederlanden [11], erlassen worden, die den 
Unternehmen nicht nur Berichtspflichten, sondern auch Sorgfalts-
pflichten auferlegen, deren Nichtbeachtung sanktioniert werden 
können.

 Berichtspflicht soll ausgeweitet werden
In die gleiche Richtung denkt auch die EU. Die 2014 verabschiedete 
Corporate-Social-Responsibility (CSR)-Richtlinie [12], die europa-
weit mehr als 6000 Unternehmen verpflichtet, auch über ihre Akti-
vitäten im Nachhaltigkeitsbereich zu berichten, wird seit Februar 
2020 im Rahmen einer Konsultation überprüft. Es ist damit zu rech-
nen, dass die Berichtspflicht künftig auf mehr Unternehmen ausge-

dehnt und wesentlich konkreter ausgestaltet wird. Dass heißt, die 
Unternehmen werden ihre Zulieferer noch mehr als bislang dazu 
veranlassen, die erforderlichen Informationen zugänglich zu ma-
chen. EU-Justizkommissar Didier Reynders hat für 2021 ein europäi-
sches Lieferkettengesetz zur Einhaltung von Standards im Bereich 
der Menschenrechte und des Umweltschutzes angekündigt [13]. 
Mit der Verabschiedung eines solchen Lieferkettengesetzes werden 
die Unternehmen voraussichtlich verpflichtet, nachzuweisen, dass 
sie das ihrer Größe und ihrem Verursachungsbeitrag entsprechen-
de getan haben, um Verletzungen von Menschenrechten bzw. Schä-
den an der Umwelt zu verhindern oder zu mindern. Falls sie den 
Nachweis einer Risikoanalyse und die Umsetzung risikovermeiden-
der bzw. -mindernder Maßnahmen schuldig bleiben, ist mit einer 
Sanktionierung zu rechnen.

Diese Gesetzesvorhaben der EU sind eingebettet in den im De-
zember 2019 vorgestellten „Grünen Deal“ der EU Kommission, mit 
dem Europa klimaneutral wachsen soll. Dies erfordert einen Um-
bau der Wirtschaft und der Lieferketten einschließlich des Aufbaus 
eines nachhaltigen Finanzwesens [14].

Der Umbau des Finanzwesens hat zur Folge, dass die EU Unter-
nehmen dazu veranlassen wird, sich auf langfristige Ziele und die 
mit einer nachhaltigen Entwicklung verbundenen Herausforde-
rungen und Chancen zu konzentrieren. Das bedingt, dass Klima- 
und Umweltrisiken vollständig gemanagt und in betriebswirt-
schaftliche Erwägungen integriert und soziale Risiken, beispiels-
weise Menschenrechtsverletzungen in grenzüberschreitenden Lie-
ferketten, dabei gebührend berücksichtigt werden müssen [15].

Als einen ersten Schritt auf diesen Weg hat die EU ein Klassifika-
tionssystem für nachhaltige und klimafreundliche Investitionen – 
die „Taxonomie“ einführt [16]. Günstige Darlehenszinsen für Investi-
tionen werden zukünftig auch davon abhängen, inwieweit Investi-
tionen, direkt oder indirekt keine nachteilige Auswirkungen auf 
Menschen, Klima und Umwelt haben. 

Unternehmen müssen sich also darauf einstellen, dass sie um-
fassender als bislang über die Auswirkungen und Risiken ihrer Ge-
schäftstätigkeit, ihrer Geschäftsbeziehungen sowie die ihrer Pro-
dukte und Dienstleistungen berichten müssen [17] und für die 
Nichteinhaltung damit zusammenhängender Sorgfaltspflichten 
sanktioniert werden. Entweder werden sie diese gesetzlichen 
Pflichten direkt treffen oder diese Pflichten werden ihnen von ihren 
Geschäftspartnern zunehmend weitergereicht.

Unternehmen sollten daher schon jetzt beginnen ihre gesamte 
Wertschöpfungskette auf Nachhaltigkeitsrisiken zu untersuchen, 
diese vermeiden oder zumindest (mittel- bis langfristig) deutlich zu 
vermindern, um weiterhin ein attraktiver Geschäftspartner zu blei-
ben, bzw. keine nachteiligen Auswirkungen bei künftigen Finanzie-
rungen zu erleiden.

Managementsysteme dienen als Leitplanken
Aus der Empfehlung, Nachhaltigkeitsrisiken in den Blick zu bekom-
men, ergibt sich nun die spannende Frage, inwieweit existierende 
Managementsysteme geeignet sind, Unternehmen bei solchen Ri-
sikoanalysen zu unterstützen bzw. welche Anknüpfungspunkte es 
beispielsweise in einer ISO 9001/14001/45001 geben könnte. 

Als hilfreich stellt sich dabei die bereits vor Jahren eingeführte 
ISO-Grundstruktur (High-Level-Structure, HLS) heraus, die da- ›››
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zu führte, dass alle Managementsystemnormen einen gleicharti-
gen Aufbau haben, in weiten Teilen identische Anforderungen in 
Bezug auf das jeweilige Themengebiet stellen und eine harmoni-
sierte Terminologie verwenden.

Konkret soll im Folgenden auf die Korrelationen zwischen CSR 
und den Themen „Kontext der Organisation und interessierte Par-
teien“, „(Qualitäts-/Umwelt-) Politik“ und „Risiken und Chancen 
hinsichtlich bindender Verpflichtungen“ eingegangen werden.

Mit der (geplanten) Einführung von erweiterten Berichtspflich-
ten und einem Lieferkettengesetz, das markanten Einfluss auf das 
Innenverhältnis zwischen einer Organisation und seinen Lieferan-
ten haben wird, treten Veränderungen bei den „externen Themen“ 
und dem „Kontext“, in dem sich ein Unternehmen bewegt (siehe 
ISO 9001, Kap 4.1), ein. Gleichermaßen betroffen sind die Erforder-
nisse und Erwartungen interessierter Parteien (siehe ISO 9001, Kap. 
4.2), die allein bereits dadurch „relevant“ und damit verpflichtend/
bindend werden, weil mit den Berichtspflichten und dem Lieferket-
tengesetz gesetzliche und behördliche Anforderungen formuliert 
werden.

Auch bei der Festlegung der Politik des Unternehmens ergeben 
sich direkte, ableitbare Referenzen. So muss die Qualitäts- und/
oder Umweltpolitik z.B. „eine Verpflichtung zur Erfüllung zutref-
fender Anforderungen“ (ISO 9001, Kap. 5.2.1c) enthalten. Eine euro-
päische Richtlinie oder ein Gesetz ist ohne Zweifel ein solche zutref-
fende Anforderung. Weiterhin fordern die Managementsystem-
normen, dass die „Politik (der Organisation) für (…) den Kontext 
angemessen ist“. Wenn sich also der Kontext verändert und Erwar-
tungen von Konsumenten, Finanzorganisationen und Gesetzge-
bern direkt oder indirekt Anforderungen an Strategie, Produkte, 
Dienstleistungen, Prozesse und Lieferketten einer Organisation 
modifizieren, kann – ja muss – sich dies in einer veränderten, ange-
passten Unternehmenspolitik abbilden. 

Mit Blick auf das Thema „Risiken & Chancen“ (ISO 9001, Kap. 
6.1.1) werden drei Aspekte und Fragen offenkundig, die Unterneh-
men analysieren und für sich beantworten können sollten:
W Welche unerwünschten Auswirkungen hätte es für das Unter-

nehmen, wenn es einer möglichen Berichtspflicht nur unzurei-
chend nachkäme oder in den Lieferketten keine angemessene 
Berücksichtigung der Einhaltung von Menschenrechten und/
oder Vermeidung umweltrelevanter Schäden nachweisbar wäre ?

W Welche Chancen und Möglichkeiten ergäben sich aus einer 
konsequenten Verpflichtung und aktiven Positionierung des 
Unternehmens zu CSR, z.B. in Bezug auf Image, Markenpositio-
nierung, Marktanteilen, Erschließung neuer Zielgruppen, Um-
sätzen und Erträgen ?

W Berücksichtigt das Unternehmen im Rahmen seines Lieferan-
tenmanagements und seiner Beschaffungsprozesse die Anfor-
derungen, die sich aus der CSR-Richtlinie und dem Lieferketten-
gesetz ergeben könnten ? Und welche Informationen inklusive 
vertraglicher Vereinbarungen werden „externen Anbietern“ 
(ISO 9001, Kap. 8.4.3) zur Verfügung gestellt ?

Daraus ergibt sich nahezu zwingend die Notwendigkeit, diese The-
men möglichst zügig in interne und externe Audits zu integrieren 
und aus den erzielten Ergebnissen Anpassungen in den relevanten 
Unternehmensprozessen abzuleiten. W
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